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Der 2° Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 51„ Oktober 1972

durch den Vorsitzenden Richter

B r a c k m a n n „ die Richter K ü 3 t e r

und Dr° K r a s n e y und die ehrenamtlichen

Richter S c h n i e w i n d und

J a k u b o w 8 k i

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerinnen gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom
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26° Januar 1972 wird mit der Maßgabe zurück—

gewiesen, daß ihre Berufung gegen das Urteil

des Sozialgerichts Speyer vom 10° Dezember 1970

als unzulässig verworfen wird‚ soweit sie ;
' Sterbegeld und Überbrückungshilfe betriffto.

Kosten sind nicht
zu erstatten„

—-——_—_————_._

Die Klägerinnen sind spanische Staatsangehörige° Die

Klägerin zu 1) ist die Witwe, die im Jahre 1966 geborene

Klägerin zu 2) ist die Weise des am 11° August 1968 an'den
Folgen eines Verkehrsunfalls gestorbenen Chemiearbeüers

Ramön Ben; LI„HÄL;Ä;„ Sie begehren Hinterbliebenenent—

schädigung° ' '

Der Ehemann der Klägerin zu 1) arbeitete seit Februar 1965

in Ludwigshafen/Rhein in einer chemischen Fab'rik° Im
Dezember 1965 heiratete er in Spanien die ebenfalls seit

Februar 1965 in der Bundesrepublik Deutschland tätige

Klägerin zu 1)° Nach der Eheschließung wohnten beide in

einer Einzimmerwohnung in Ludwigshafen—Mundenheim° Die
_Klägerin zu 2) würde am 240 August 1966 in Ludwigshafen ge—

boren und später in die Obhut der Eltern der Klägerin zu 1)

nach Yuente de Cantos/Spanien gegeben° Im August 1968 nahmen
die Eheleute Urlaub und traten mit einem Kraftwagen die

Reise nach Spanien an‚ um ihr Kind zu besucheno Dabei kam

es am 11° August 1968 in Frankreich zu einem Verkehrsunfall‚
bei dem der Ehemann der Klägerin zu 1) getötet wurde°

Durch Bescheid vom 100 März 1970 lehnte die Beklagte die
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Gewährung einer Entschädigung aus Anlaß des Unfalls vom

140 August 1968 ab? da sich die Eheleute auf einer privaten

Besuchsfahrt befunden und dabei nicht unter dem Schutz der

gesetzlichen Unfallversicherung gestanden hätten° Der

Mittelpunkt ihrer Lebensverhältnisse sei in Ludwigshafen

und nicht am Aufenthaltsort ihres Kindes in Spanien gewesen„

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage durch Urteil vom

10° Dezember 4970 mit der Begründung abgewiesen° die Familien—

wohnung der Eheleute habe in Deutschland gelegen°

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Klägerin—

nen mit Urteil vom 260 Januar 4972 zurückgewiesen und zur

Begründung ausgeführt: Der Ehemann der Klägerin zu 1) habe

sich zur Zeit des Unfalls nicht auf der Fahrt zur ständigen

Familienuohnung i„S° des 5 550 Satz 2 der ReichSVersiche—
rungsordnung (EVO) befundena Er habe den Mittelpunkt seiner

Lobensverhältnisse in Ludwigshafen gehabt° Dort habe er

schon seit 1965 als Lediger gearbeitet° Durch die Heirat

mit der Klägerin zu i), die nunmehr bei ihm gewohnt habe,

‘sei keine Änderung eingetreten° _Für den Nachweis einer

Familienwohnung in Spanien reiche es nicht aus, daß die

Klägerin zu 4) und ihr Ehemann nach ihrer Eheschließung
in der Wohnung ihrer Eltern in Fuente de Cantos gewohnt

hätten, selbst wenn sie dort zwei Zimmer mit eigenen Möbeln
inncgohabt hätten° Sie seien nach der Eheschließung wieder

nach Ludwigshafen zurückgekehrt und dort weiter ihrer Arbeit

nachgegangen° Die Bindungen des Ehepaares an die Eltern der

Klägerin zu 4) und an ihr dort lebendes Kind könnten nicht

ausräumen, daß das Ehepaar mit der Begründung der gemein—

samen wirtschaftlichen Existenz durch Arbeitsaufnahme in

Ludwigshafen und der Anmietung einer — wenn auch kleinen -
Wohnung am Ort der Arbeitstätigkeit den Mittelpunkt ihrer

Lebensverhältnisse nach dort verlagert habeo
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Das LSG hat die Revision zugelassen°

Die Klägerinnen haben dieses Rechtsmittel eingelegt und

wie folgt begründet: Die Klägerin zu 1).und ihr Ehemann

hätten nach der Eheschließung in Spanien im Hause ihres

Vaters gewohnt; ihnen hätten dort entsprechende Räume zur
Verfügung gestanden° Es sei in Spanien durchaus üblich,

daß junge Ehepaare aus Ersparnisgründen im Elternhaus ihre

Familienwohnung gründeteno In der Bundesrepublik Deutsch—

land hätten sie dagegen nur ein Zimmer gehabto Dadurch

werde der provisorische Charakter der Unterbringung deut—

lich, der für die Unterkunft i„s„ des 5 550 Satz 2 EVO kenn—
zeichnend sei° Das habe auch den subjektiven Vorstellungen

ihres Ehemannes entsprochen° Es sei beabsichtigt gewesen9

nur auf Zeit in der Bundesrepublik zu bleiben° Ohne 3edeu—

tung sei‚ daß ihr Ehemann weiterhin in der Bundesrepublik

gearbeitet habe„ Ihr und ihres Ehemannes Aufenthalt in der

Bundesrepublik seien arbeitsorientiert gewesen° Daraus‚

daß sie mit ihrem Ehemann in Ludwigshafen zusammen gelebt

habe, könne nicht geschlossen werden, daß sich dort die

Familienwohnung befunden habe° Auch daß das Kind — die

Klägerin zu 2) — nicht in Ludwigshafen geblieben‚ sondern

nach Spanien gebracht worden sei, beweise, daß sie die

Wohnung in Ludwigshafen nicht als Familienwohnung verstanden

hätten° Anderenfalls hätten sie eine größere Wohnung ge—
mietet und das Kind bei sich behalten, erforderlichenfalls

unter Betreuung durch eine in die Familie aufgenommene Ver—

wandte aus Spanien° Daß dies nicht geschehen sei‚ zeige9

daß der Aufenthalt in der Bundesrepublik unter Verzicht auf

ein normales Familienleben nur dazu gedient habe9 Geld zu
verdienen° Die Familienwohnung habe sich in Spanien befun—

den° Bei ihren Eltern habe sie nach der Eheschließung bis

zur Arbeitsaufnahme in der Bundesrepublik gewohnt° Bei

einem jungen Ehepaar sei nicht entscheidend, ob es mehrere

/
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Jahre in Spanien gewohnt habe‚ sondern es komme darauf an‚

ob die Familienwohnung in Spanien gegründet worden sei und

im Zeitpunkt des Unfalls noch bestanden habe° Wenn sich

ein Ehepaar wegen des Zuanges der Umstände9 daß am Ort der
‚Familienwohnung keine ausreichenden Arbeitsmöglichkeiten

bestehen, sehon kurze Zeit nach Begründung der Familienwoh—

nung von dort entfernen müsse„ dürfe sich dies keineswegs

zu Lasten der Betreffenden auswirken° Eine andere Auffas-

sung würde dem Gleichheitssatz widersprechen° Gemäß Art„ 6

des Grundgesetzes (GG) ständen Ehe und Familie unter dem be-

sonderen Schutz des Staates° Dieser Verfassungsgrundsatz

müsse bei der Auslegung des 5 550 RVO ebenfalls berücksich-

tigt werden°

Die Klägerinnen beantragen,

das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz

vom 260 Januar“i972‚ das Urteil des Sozialgerichts

Speyer vom 40„ Dezember 4970 sowie den Bescheid der

Beklagten vom 400 März 4970 aufzuheben und die Be-

klagte zu verurteilen, ihnen aus Anlaß des am 440

August 1968 eingetretenen Todes ihres Ehemannes und

Vaters Hinterbliebenenentschädigung aus der gesetz—

lichen Unfallversicherung zu gewähren°

Die Beklagte beantragt‚

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

II“

Die zulässige Revision ist nicht begründet°
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Der Ehemann der Klägerin zu 4) hat auf einer Fahrt im

August 1968 nach Spanien nicht gemäß 5 550 Satz 2 BVG in
der Fassung bis zum Inkrafttreten des Gesetzes über Unfall—
versicherung für Schüler und Studenten sowie Kinder in

Kindergärten vom 48° März 4971 (BGBl I 257) am 1° April 1971

(EVO aF = 5 550 Satz 5 BVG iod„F° dieses Gesetzes) unter
Versicherungsschutz gestanden° Nach.dieser Vorschrift

schließt der Umstand, daß der Versicherte wegen der Ent—

fernung seiner ständigen Familienwohnunä von dem Ort der

Tätigkeit an diesem oder in dessen Nähe eine Unterkunft

hat, die Versicherung auf dem Weg von und nach der Familien-

wohnung nicht aus° Strittig ist hier nur, pb der Ehemann

der Klägerin zu 4) im Zeitpunkt des Unfalles in Fuente de

Cantos seine ständige Familienwohnung und in Ludwigshafen—

Nundenheim nur eine Unterkunft hatte° Dies hat der Senat

in Übereinstimmung mit der Auffassung der Vorinstanz ver—

neint°

Nach der auch vom Schrifttum geteilten Rechtsprechung des

erkenncnden.senats ist ständige Familienwohnung im Sinne

des 5 550 Satz 2 BVD aF eine Wohnung, die für nicht uner—
hobliche Zeit den Mittelpunkt der Lebensverhältnisse des

Versicherten bildet (vgl° u„a„ BSG 4, 171, 175; 20, 410,

111; 25, 95, 95; Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung,

1° bis 7° Auflu‚ S° 486 h II; Lauterbach, Gesetzliche Unfall—

versicherung,ö° Aufl„, 5 550 Anm° 20)° Die Revision geht

davon aus, daß der Aufenthalt der Klägerin zu 4) und ihres

Ehemannes in Ludwigshafen—■nndenheim nur dem erhöhten Geld—

erwerb diente und deshalb "arbeitsbrientiert" und nicht

"familienorientiert" war„ Der Rückkehrwille und die
_

"Orientierung“ des sich schon über zwei Jahre nach der Ehe—

schließung erstfeckenden und für weitere Zeit geplanten

Aufenthalts der Klägerin zu 4) und ihres Ehemannes in Lud—

wigshafen-Mundenheim bilden jedoch kein ausreichendes
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Kriterium dafür, wo der Mittelpunkt der Lebensverhältnisse
des Ehemannes der Klägerin zu 1) im Unfallzeitpunkt war°

Hätte der Ehemann der Klägerin zu 1) trotz festen Rückkehr—

willens die Wohnung in Spanien aufgegeben, so wäre sein

Aufenthalt in Ludwigshafen—Mundenheim nicht minder "arbeits—

orientiert” gewesen° Andererseits kann Z„B° ein Versicher—

ter, der beabsichtigt, an den Ort seiner neuen Tätigkeit

umzuziehen, in seinem Heimatort die Familienwohnung beibe—

halten? solange dort noch der Mittelpunkt seiner Lebensver— ‘
hältnisse ist„ wesentlich ist vielmehr die tatsächliche

Gestaltung der Lebensverhältnisse des Versicherten im Einzel-

fall (BSG 25‚ 95‚ 95)° Bei einem verheirateten Versicherten

wird sich der Mittelpunkt der Lebensverhältnisse im allge-

meinen an dem Ort befinden, an dem sich der andere Ehepartner

nicht nur vorübergehend aufhält (vgl° uoa° BSG 29 78, 80; '

BSG Breith° 1966, 585; Brackmann aaO; Lauterbach aaO % 550

Anm° 25 Buchstn a)° Deshalb bildet die gemeinsame Wohnung

der Eheleute regelmäßig die neue Familienwohnung‚ wenn sich

in ihr das Leben der Eheleute annähernd so gestaltet, wie

es zuvor in der ehelichen Wohnung sich abgespielt hat„ In

seiner Entscheidung vom 27„ Oktober 1965 (Breitho aaO) hat

der Senat als maßgebend angesehen, welche Absicht mit dem

Aufenthalt der Ehefrau außerhalb der gemeinsamen Wohnung der

Eheleute verbunden ist° Hält sich die Ehefrau dort nur be—

suchsweise auf, bleibt die eheliche Wohnung nach wie vor der

durch enge persönliche Beziehungen gekenn2eichnete Mittel—

punkt der Lehensverhältnisse der Eheleute° Dies ist jedoch

auch hier nicht der Falle Die Klägerin zu 4) war nicht be—

suchsweise in Ludwigshafen—Mundenheim9 sondern arbeitete dort

gemeinsam mit ihrem späteren Ehemann seit Februar 4965 und

auch nach der Eheschließung für weitere zunächst unbestimmte,

jedenfalls nicht nur kurz befristete Zeit„ In dem der Ent—

scheidung des Senats vom 27° Oktober 1965 (aaO) zugrunde lie-

genden Sachverhalt befanden sich zwar die Ehefrau und die
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gemeinsamen Kinder bei dem Versicherten° Der Aufenthalt

der gemeinsamen Tochter in Fuente de Cantos rechtfertigt

es jedoch nicht, dort den Mittelpunkt der Lebensverhält-

nisse des Ehemannes der Klägerin zu 1) anzunehmen° Die

Klägerinnen meinen zu Unrecht, der Ehemann der Klägerin

zu 1) habe nach der Eheschließung in Spanien eine Familien—

wohnung begründet und dorthin wieder zurückkehren wollen°

Für den Versicherungsschutz nach 5 550 Satz 2 EVO aF und

@insbesondere für die Auslegung des Tatbestandsmerkmals der
Familienwohnung ist aber nicht die frühere oder spätere,

sondern die tatsächliche Gestaltung der Lebensverhältnisse

des Versicherten im Unfallzeitpunkt maßgebendo Die Auf—

fassung der Klägerinnen müßte außerdem dazu führen, daß sich

die Familienwohnung im Sinne dieser Vorschrift nicht nach

der tatsächlichen Gestaltung der Lébensverhältnisse des

Versicherten, sondern nach dem bisherigen und zukünftigen

Aufentshaltsort richten würde° Art° 6 GG zwingt ebenfalls

nicht dazu, die Familienwohnung im Sinne des 5 550 Satz 2
RVO aF stets am Aufenthaltsort des Kindes und nicht nach

der tatsächlichen Gestaltung am Mittelpunkt der Lebensver—

hältnisse der Eltern anzunehmen° In der gemeinsamen Woh—

nung der Eheleute in Ludwigshafen—Mundenheim vollzog sich

jedoch nicht nur das Eheleben beider Ehegatten, sondern auch

der den Mittelpunkt der Lebensverhältnisse mitbestimmende

soziale Kontakt der Eheleute zu anderen Personen (s, BGHZ 7,

104, 407), An dem Ort der gemein5amen Tätigkeit beider

Eheleute waren ebenfalls die persönlichen Entscheidungen

hinsichtlich deS nunmehr in Spanien lebenden Kindes zu
treffen, soweit sie über die tägliche Betreuung durch

Dritte — hier die Großeltern — hinausgingen und durch die

längere Abwesenheit der Eltern auch nicht weiter aufgescho—

ben werden konnten„ Der Auffassung des Senats steht auch

nicht entgegen, daß nach den tatsächlichen Feststellungen

des LSG zugunsten der Klägerinnen davon ausgegangen werden
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kann‚ daß die Wohnverhältnisse des Ehemannes der Klägerin

zu 4) in Ludwigshafen—Mundenheim beengter aus diejenigen

in ihrer Wohnung bei den Eltern der Klägerin zu 4) in

Spanien gewesen sindo Der Gesetzgeber ist nach der sprach-

lichen Unterscheidung in 5 550 Satz 2 BVD aF allerdings von

der Lebenserfahrung ausgegangen, daß im Mittelpunkt der

Lebensverhältnisse im Regelfall auch die besseren Wohnver—

hältnisse gegeben sein werden„ Deshalb haben Rechtspre-

chung und Schrifttum Art und Ausstattung der Wohnräume am

Beschäftigungsort als ein Indiz für oder gegebenenfalls

gegen den Mittelpunkt der Lebensverhältnisse an diesem Ort

gewertet (vgl° BSG 47, 270‚ 275; 20, 440„ 442; BSG SozR

Nr° 47 und 24 zu € 543 RVO aF; Brackmann aaO S„ 486 k und

'l mit weiteren Nachweisen)o Auch die Klägerinnen über-

sehen jedoch nicht, daß die Wohnverhältnisse nur als An-
haltspunkt dafür in Betracht kommen‚ wo der Mittelpunkt

der Lebensverhältnisse des Versicherten ist° Der Senat hat

bereits in seinem Urteil vom/15° Dezember 4959 (SozR Nro 47

zu $ 543 RVO aF) darauf hingewiesen‚ daß ein nur dürftig

ausgestattetes Zimmer auf Umständen beruhen kann‚ unter

denen alleinstehende Arbeitnehmer häufig ihr außerberuf-

liches Leben einrichten müßten, die aber für die versiche—

rungsreehtliche Beurteilung unerheblich seien (zoB° die

Knappheit an möblierten Zimmern in der betreffenden Stadt‚

Sparsamkeit im Wohnungsaufwand zwecks Ermöglichung von An—

sehaffungen usw)° Dies gilt auch für verheiratete Versi—

cherte, die gemeinsam mit dem Ehegatten an dem Ort der

Tätigkeit oder in dessen Nähe wohnen° Hierzu zählt — regele
mäßig verbunden mit Sparsamkeitserwägungen — auch der Ver-

zicht auf eine dem Mittelpunkt der Lebensverhältnisse an
sich entsprechende Wohnung, weil dieser später wieder in

die noch bestehende gemeinsame eheliche Wohnung zurüekver—

legt werden soll„ ' ’
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Der Mitelpunkt der Lebensverhältnisse des Ehemannes der

Klägerin zu 4) hat nach der maßgebenden tatsächlichen

Gestaltung somit in Ludwigshafen—Mundenheim gelegen, wo er

gemeinsam mit der Klägerin zu 1) arbeitete und wohnte° Der

Ehemann der Klägerin ist deshalb im August 1968 nicht auf

einer Fahrt von der Unterkunft nach der ständigen Familien£

wohnungis., des 5 550 Satz 2 EVOaF verunglückin Die ’”
Beklagte hat demnach eine Entschädigung aus der gesetzli—

chen Unfalversicherung wegen der Folgen des Unfalles zu
Recht abgelehnt°

Bei einer zugelassenen Revision ist die Zulässigkeit der

Berufung auch ohne Antrag des Revisionsbeklagten von Amts

wegen zu prüfen, da es sich dabei um eine unverzichtbare

Prozeßvoraussetzung handelt‚ von der die Rechtswirksamkeit

des Verfahrens als ganzes abhängt (BSG 1, 227; 2, 225;

5, 124 und 234; 45, 65)„

Die Berufung der Klägerinnen war, soweit sie das Sterbe—

geld und die Überbrückungshilfe betraf‚ nach 5 444 Abs° 4

SGG nicht zulässig° Da das LSG trotz der Unzulässigkeit

der Berufung hinsichtlich dieser Ansprüche ebenfalls in

der Sache selbst entschieden hat, war die Revision mit der

Maßgabe zurückzuueisen‚ daß die Berufung gegen das Urteil

des SG hinsichtlich des Sterbegeldanspruchs und des An—

spruchs auf Überbrückungshilfe als unzulässig verworfen

wird“ Mit der Entscheidung verstößt der Senat nicht

gegen den Grundsatz, daß auch im Revisionsverfahren das

angefochtene Urteil nicht zum Nachteil des Rechtsmittel—

klägers geändert werden darf, wenn er nicht zugleich Rechts—

mittelbeklagter ist° Durch die Verwerfung der Berufung

werden die Klägerinnen nicht in eine ungünstigere Lage ver—

setzt als durch das von ihnen angegriffene, ihre Berufung

_‚|‚|__
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als unbegründet zurückweisende Urteil (BSG 2‚ 2259 228;

BSG SozR Nr° 40 zu 5 215 SGG; Brackmann9 aaO‚ S„ 250 b)°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG„
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